
 

Information zur Datenerhebung  
- Stellenbesetzung/ Bewerbungsverfahren 

(Datenschutzinformation)  
 

Stadtverwaltung Stadt Wiesloch 

Verantwortlicher nach Art. 4 
Nr. 7 DSGVO 

Oberbürgermeister Dirk Elkemann 

Behördlicher Datenschutz-
beauftragter 

datenschutzbeauftragte@wiesloch.de 

Zweck(e) der Datenverar-
beitung, Rechtsgrundlage 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten im Einklang mit den 
Bestimmungen der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und dem 
Landesdatenschutzgesetz (LDSG), soweit dies für die Entscheidung 
über die Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses mit uns erfor-
derlich ist. Rechtsgrundlage ist dabei Art. 88 DSGVO i. V. m. §15 LDSG 
BW sowie ggf. Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO zur Anbahnung oder Durch-
führung von Vertragsverhältnissen. 
Weiterhin können wir personenbezogene Daten von Ihnen verarbeiten, 
sofern dies zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen (Art. 6 Abs. 1 lit. c 
DSGVO) oder zur Abwehr von geltend gemachten Rechtsansprüchen 
gegen uns erforderlich ist. Rechtsgrundlage ist dabei Art. 6 Abs. 1 lit. f 
DSGVO. Das berechtigte Interesse ist beispielsweise eine Beweispflicht 
in einem Verfahren nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG). 
Erteilen Sie uns eine ausdrückliche Einwilligung zur Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten für bestimmte Zwecke, ist die Rechtmäßig-
keit dieser Verarbeitung auf Basis Ihrer Einwilligung nach Art. 6 Abs. 1 
lit. a DSGVO gegeben. Eine erteilte Einwilligung kann jederzeit, mit Wir-
kung für die Zukunft, widerrufen werden. Kommt es zu einem Beschäf-
tigungsverhältnis zwischen Ihnen und uns, können wir gemäß Art. 88 
DSGVO i. V. m. §15 LDSG BW die bereits von Ihnen erhaltenen perso-
nenbezogenen Daten für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses wei-
terverarbeiten, soweit dies für die Durchführung oder Beendigung des 
Beschäftigungsverhältnisses oder zur Ausübung bzw. Erfüllung der sich 
aus einem Gesetz oder einem Tarifvertrag, einer Betriebs- oder 
Dienstvereinbarung (Kollektivvereinbarung) ergebenden Rechte und 
Pflichten der Interessenvertretung der Beschäftigten erforderlich ist. 

geplante Speicherungs-
dauer 

Wir speichern Ihre personenbezogenen Daten solange dies für die Ent-
scheidung über Ihre Bewerbung erforderlich ist. Ihre personenbezoge-
nen Daten bzw. Bewerbungsunterlagen werden maximal sechs Monate 
nach Beendigung des Bewerbungsverfahrens (z.B. der Bekanntgabe 
der Absageentscheidung) gelöscht, sofern nicht eine längere Speiche-
rung rechtlich erforderlich oder zulässig ist. 
Wir speichern Ihre personenbezogenen Daten darüber hinaus nur, so-
weit dies gesetzlich oder im konkreten Fall zur Geltendmachung, Aus-
übung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen für die Dauer eines 
Rechtsstreits erforderlich ist. Für den Fall, dass Sie einer längeren Spei-
cherung Ihrer personenbezogenen Daten zugestimmt haben, speichern 
wir diese nach Maßgabe Ihrer Einwilligungserklärung. Kommt es im An-
schluss an das Bewerbungsverfahren zu einem Beschäftigungsverhält-
nis, Ausbildungsverhältnis oder Praktikantenverhältnis, werden Ihre Da-
ten, soweit erforderlich und zulässig, zunächst weiterhin gespeichert 
und anschließend in die Personalakte überführt. 

Empfänger oder Kategorie 
von Empfängern der Daten 
(Stellen, denen die Daten 
offengelegt werden) 

Die erhobenen personenbezogenen Daten werden im Rahmen des Be-
werbungsverfahrens an verwaltungsinterne Stellen wie die Personalab-
teilung, den Personalrat die Personalvertretung, personalverantwortli-
chen Personen der zu besetzenden Stelle(n), ggfls. die Schwerbehin-
dertenvertretung sowie die Stelle für Gleichstellung weitergegeben. 
Besondere Hinweise für das ONLINE-Bewerbungsverfahren: 
Ihre personenbezogenen Daten werden in unserem Auftrag auf Basis 
von Auftragsverarbeitungsverträgen nach Art. 28 DSGVO verarbeitet. In 



diesen Fällen stellen wir sicher, dass die Verarbeitung von personenbe-
zogenen Daten im Einklang mit den Bestimmungen der DSGVO erfolgt. 
Die Auftragsverarbeitung erfolgt durch die Perbility GmbH, Star, 96050 
Bamberg. 
 
Eine Übermittlung in ein Drittland ist nicht beabsichtigt. 

Betroffenenrechte Sie haben als betroffene Person das Recht von der Stadtverwaltung 
Auskunft über die Verarbeitung personenbezogener Daten (Art. 15 
DSGVO), die Berichtigung unrichtiger Daten (Art. 16 DSGVO), die Lö-
schung der Daten (Art. 17 DSGVO) und die Einschränkung der Verar-
beitung (Art. 18 DSGVO) zu verlangen, sofern die rechtlichen Voraus-
setzungen dafür vorliegen. Sie können verlangen, die bereitgestellten 
personenbezogenen gemäß Art. 20 DSGVO zu erhalten oder zu über-
mitteln. Sie können nach Art. 21 DSGVO Widerspruch einlegen. Die 
Einwilligung in die Verarbeitung Ihrer Daten können Sie jederzeit wi-
derrufen. Unbeschadet anderer Rechtsbehelfe können Sie sich beim 
Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit, 
Postfach 10 29 32, 70025 Stuttgart, poststelle@lfdi.bwl.de beschwe-
ren. 

Verpflichtung, Daten bereit-
zustellen, Folgen der Ver-
weigerung  

Sie sind nicht verpflichtet, die zum oben genannten Zweck erforderli-
chen personenbezogenen Daten bereitzustellen. Sind Sie damit nicht 
einverstanden, können wir keine Entscheidung zur Begründung eines 
Beschäftigungsverhältnisses treffen. Eine Einstellung ist dann nicht 
möglich. Wir empfehlen, im Rahmen Ihrer Bewerbung nur solche per-
sonenbezogenen Daten anzugeben, die zur Durchführung der Bewer-
bung erforderlich sind. 
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